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Gesetz
zur Änderung des Gesetzes über Schulpflege 

an den Volksschulen 
Vom 13. Mai 1960

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­

gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 

Senats hiermit bekanntgemacht wird:

Art. 1

§ 6 Abs. I des Gesetzes über Schulpflege an den 

Volksschulen vom 27. Juli  1948 (BayBS II S. 593) 

erhält folgende Fassung:

„I. Die  Elternvertreter  und  eine  gleich  große 
Zahl  von  Ersatzleuten  werden  von  den  Erzie­

hungsberechtigten,  deren Kinder die Schule be­

suchen, auf die Dauer von drei Jahren gewählt. 

Die Wahlen werden jeweils im September abge­

halten.  Die  Wahlzeit  der  neugewählten  Eltern­

vertreter beginnt jeweils an dem der Wahl fol­
genden 1. Oktober.“

Art 2

Die Wahlzeit der gegenwärtig amtierenden Eltern- 

und  Lehrervertreter  wird bis  zum  30.  September 

1960 verlängert.

Art. 3

Dieses Gesetz ist dringlich. Es tritt am 1. April 
1960 in Kraft.

München, den 13. Mai 1960

Der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Hans E h a r d

Verordnung

über die Berufsbezeichnungen der Lehrer 
an staatlich anerkannten 

Ersatzschulen

Vom 31. März 1960

Auf Grund des Art. 20 Abs. 4, Art. 15 Nr. 2 und 

Art. 43 Abs.  1 des Gesetzes über das Erziehungs­

und  Unterrichts wesen  (EUG)  vom  9.  März  1960 

(GVB1. S. 19) erläßt das Bayerische Staatsministe- 

rium für Unterricht und  Kultus folgende Verord­
nung:

§ 1

(1) Staatlich anerkannte private Volksschulen, Be­

rufsschulen, Handelsschulen, Mittelschulen und Hö­

here Schulen können den an ihnen hauptberuflich 

tätigen Lehrern für die Dauer der Verwendung an 

der  Schule  nach  Maßgabe  der  folgenden  Bestim­

mungen das Recht einräumen, Berufsbezeichnungen 

zu führen.

(2)  Die  Schule bedarf dazu  in  jedem  Einzelfall 

der  vorherigen  Genehmigung  des  Staatsministe­

riums für Unterricht und Kultus.

(3) Der Antrag auf Genehmigung ist mit den er­

forderlichen Nachweisen und einer Beurteilung des 

Lehrers durch den Direktor bei der Schulaufsichts­

behörde einzureichen. Der Antrag kann auch vom 

Schulträger gestellt werden.



76 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 8 I960

§ 2
(1) Als Berufsbezeichnungen können- die Amtsbe­

zeichnungen eingeräumt werden, die an den der 
Schule entsprechenden öffentlichen Schulen von den 
im Beamtenverhältnis stehenden Lehrern geführt 
werden. Zu der Berufsbezeichnung ist der Zusatz 
„im Privatschuldienst“ zu führen. Bei Schulen, de­
ren Träger Kirchen sind, lautet der Zusatz „im 
Kirchendienst“.

(2) Einem Lehrer darf eine Berufsbezeichnung 
nur eingeräumt werden, wenn er vor Vollendung 
des 45. Lebensjahres hauptberuflich in den Schul­
dienst getreten ist und die volle Vor- und Ausbil­
dung nachweisen kann, die im Regelfall von einem 
Beamten  gefordert  wird,  der  die  entsprechende 
Amtsbezeichnung führt. Außerdem muß er für Be­
rufsbezeichnungen, die bei Beamten als Amtsbe­
zeichnungen durch  Beförderung erreicht  werden, 
nach Qualifikation, Gesamtdienstzeit und Lebens­
alter im wesentlichen den dafür im öffentlichen 
Dienst gestellten Anforderungen entsprechen.

§ 3

(1) Eine Berufsbezeichnung ist wirksam einge­
räumt, wenn sie in dem mit dem Lehrer abge­
schlossenen Arbeitsvertrag oder in einem Nachtrag 
hierzu schriftlich festgelegt und gemäß § 1 Abs. 2 
genehmigt ist.

(2) Berufsbezeichnungen, die als Amtsbezeichnun­
gen bei Beamten eine Beförderung voraussetzen, 
dürfen nur eingeräumt werden, wenn damit, soweit 
die Lehrer nicht kirchlichen Genossenschaften an­
gehören, im Rahmen des Art. 15 des Gesetzes eine 
entsprechende Erhöhung der Gehälter oder Vergü­
tungen verbunden ist.

§ 4

(1) Lehrer, die wegen Alters oder Dienstunfähig­
keit aus dem Dienst ihrer Schule ausscheiden, sind 
berechtigt,  ihre  bisherige  Berufsbezeichnung  mit 
dem Zusatz „außer Dienst (a. D.)“ widerruflich wei- 
terzulühren.  Lehrern, die aus anderen  Gründen 
aus dem Dienst ausscheiden, ist die Weiterführung 
der Berufsbezeichnung nicht gestattet.

(2) Das Staatsministerium für Unterricht und Kul­
tus kann das Recht zur Weiterführung einer Be­
rufsbezeichnung widerrufen. Der Widerruf muß er­
folgen, wenn der frühere Lehrer rechtskräftig zu 
einer Zuchthausstrafe oder zu ei-ner  Strafe von 
mindestens einem Jahr Gefängnis verurteilt wird.

§ 5

(1) Diese Verordnung tritt am 1. April 1960 in 
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die  Bekanntmachung des 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus über 
die Berufsbezeichnungen der Lehrer an privaten Hö­
heren Schulen und Mittelschulen vom 3. Februar 
1956, BayBSVK S. 1908, außer Kraft. Die nach die­
ser Bekanntmachung rechtmäßig verliehenen Be­
rufsbezeichnungen dürfen bis zum 31. Dezember 
1960 weitergeführt werden, soweit die Berechtigung 
zur Führung nicht vorher erlischt.

München, den 31. März 1960

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Prof. Dr. Maunz, Staatsminister

Verordnung

über Zulagen und Zuwendungen an Beamte 
der Gemeinden, der Gemeindeverbände und 
der sonstigen der Aufsicht des Staatsministe­
riums des Innern unterstehenden Körper­
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffent­
lichen Rechts (Zulagenverordnung — ZulV —)

Vom 11. April 1960

Das Bayerische Staatsministerium des Innern er­
läßt im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staats­
ministerium der Finanzen, im Benehmen mit den 
kommunalen Spitzenverbänden und nach Anhörung 
der Spitzenorganisationen der zuständigen Gewerk­
schaften und Berufsverbände auf Grund des Art. 
35 Abs. 4 Nr. 2 des Bayerischen Besoldungsgesetzes 
vom 14. Juni 1958 (GVB1. S. 101) folgende Verord­
nung:

§ 1

Stellenzulagen, die nach den Besoldungsordnun­
gen (Anlage 1 zum Bayerischen Besoldungsgesetz) 
Staatsbeamten  in  einer  bestimmten  Besoldungs­
gruppe zustehen, sind solchen Beamten der Gemein­
den, Gemeindeverbände und der sonstigen der Auf­
sicht des Staatsministeriums des Innern unterstehen­
den Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts, die sich in der gleichen Besol­
dungsgruppe befinden und die gleichen Voraussetzun­
gen erfüllen, in gleicher Art. und Höhe zu gewähren 
(Art. 21 BayBesG).

S 2

(1) Zur Bestreitung eines durch den Dienst be­
dingten Mehraufwandes können die in § 1 genann­
ten Dienstherren folgende Zuwendungen gewähren, 
wenn für die nichtstaatlichen Beamten die gleichen 
Tätigke.itsmerkmale zutreffen, die bei Staatsbeam­
ten Voraussetzung für die Zuwendung sind:

1. Außendienstentschädigungen

2. Nachtdienstentschädigungen

3. Zehr- und Höhenzulagen für Polizeibeamte

4. Aufwandsentschädigungen für Polizeibeamte bei 
Bergdienstgängen

5. Einsatz- und Übungsabfindungen für Polizeibe­
amte

6. Bekleidungszuschüsse an Polizeibeamte

7. Kassenverlustentschädigungen, soweit sie nicht 
auf Grund anderer Rechtsvorschriften zu gewäh­
ren sind

8. Entschädigungen an Vollziehungsbeamte

9. Pflege- und Futtergeld für die Fütterung von 
Diensthunden

10. Zulagen an Forstbeamte

11. Aufwandsentschädigungen an Jagd- und Forst­
beamte für die Beschaffung und Instandsetzung 
von Waffen und den Abschluß einer Haftpflicht­
versicherung.

Diese Zuwendungen dürfen die vom Freistaat Bay­
ern an Staatsbeamte mit entsprechender Tätigkeit 
gezahlten Beträge nicht übersteigen.

(2) Ferner können gewährt werden;

1. Einmalige Beihilfen an die Inhaber des Diploms 
einer Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie

2. Zuschüsse zum Mittagessen, wenn es regelmäßig 
aus Kantinen oder Vertragsgaststätten abgegeben 
wird oder aus dienstlichen Gründen weder zu 
Hause noch in einer Kantine oder in einer Ver­
tragsgaststätte eingenommen werden kann.
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Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend; für Ziffer 2 mit der 
Maßgabe, daß bei Inkrafttreten der Verordnung be­
stehende Verträge mit Kantinen oder Vertragsgast- 
stätten unberührt bleiben.

(3) Standesbeamten kann jährlich ein angemesse­
ner Kleidergeldzuschuß gewährt werden.

(4) Beamten, die bis zum 31. März 1967 ununter­
brochen 25, 40 oder 50 Jahre bei einem der in § 1 
genannten Dienstherren  beschäftigt waren, kann 
aus Anlaß ihrer Dienstjubiläen eine einmalige Zu­
wendung gewährt werden, wenn das im Zeitpunkt 
des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  bei  dem 
Dienstherrn herkömmlich war. Die Zuwendung darf 
den bisher von dem Dienstherrn in gleichen Fällen 
gewährten Betrag nicht übersteigen.

§ 3

(1) In anderen als den in § 2 genannten Fällen 
kann eine Zulage oder Zuwendung nur zugestan­
den werden, wenn es die Eigenart des Dienstes bei 
dem jeweiligen Dienstherrn unabweisbar macht und 
dadurch gemeinsame Interessen aller öffentlichen 
Dienstherren nicht gefährdet werden.

(2) In anderen als den in § 2 genannten Fällen 
darf eine Dienstaufwandsentschädigung nur gewährt 
werden, wenn und soweit die Ausübung des Am'es 
mit Mehraufwendungen in der Lebensführung c.es 
Beamten verbunden ist. Die Höhe der Entschädigung 
bestimmt sich nach den nachgewiesenen Aufwen­
dungen. In besonderen Fällen kann ganz oder teil­
weise auf den Nachweis verzichtet und statt dessen 
von Aufwendungen in der Höhe ausgegangen wer­
den, die erfahrungsgemäß durch die Eigenart und 
den Inhalt des Amtes begründet ist. Die Entschädi­
gung kann monatlich als Pauschbetrag gewährt wer­
den. wenn zu erwarten ist, daß Aufwendungen in 
der nachgewiesenen durchschnittlichen Höhe regel­
mäßig wiederkehren.

§ 4

(1) Neben  Dienstaufwandsentschädigungen  nach 
§ 2 Abs. 1 darf eine laufende Dienstaufwandsent­
schädigung nach § 3 Abs. 2 nicht gewährt werden.

(2) Zulagen oder Zuwendungen, die nach § 3 Abs. 1 
gewährt werden, dürfen insgesamt für Beamte

1. der Besoldungsgruppen 1 bis 12
der Besoldungsordnung A..........................70 DM

2. der Besoldungsgruppen 13 bis 16
der Besoldungsordnung A
und für Beamte derBesoldungsordnungB  120 DM 

monatlich nicht übersteigen

(3) Soll nach § 3 Abs. 2 eine laufende Dienst­
aufwandsentschädigung gewährt werden, welche die 
in § 4 Abs. 2 genannten Beträge übersteigt, so ist 
vorher die Aufsichtsbehörde zu hören; Gemeinden 
und Gemeinde verbände haben die Rechtsaufsichts­
behörde zu hören. Das gleiche gilt, wenn eine lau­
fende Dienstaufwandsentschädigung nach § 3 Abs. 2 
neben einer  laufenden  Zulage oder  Zuwendung 
nach § 3 Abs. 1 oder wenn eine Zulage oder Zu­
wendung nach § 3 Abs. 1 neben einer laufenden Zu­
wendung nach § 2 Abs. 1 gewährt werden soll.

§ 5

Leistungen aus Gründen der Fürsorge, auf die 
kein Rechtsanspruch besteht, dürfen nur gewährt 
werden, wenn und soweit sie im Einzel fall in der 
Fürsorgepflicht  des  Dienstherrn  gegenüber  dem 
Beamten begründet sind.

§ 6

(1) Andere als die nach dieser Verordnung zu­
lässigen  Zulagen,  Dienstaufwandsentschädigungen

und sonstigen Zuwendungen dürfen nur auf Grund 
eines Gesetzes oder einer Rechtsverordnung gewährt 
werden.

(2) Soweit bei den in § 1 genannten Diensther­
ren für die in Fußnote 1 zur Besoldungsgruppe 9 
der Besoldungsordnung A genannten Beamten keine 
Laufbahnprüfungen stattfinden und die Dienstkräfte 
mit einer Ausnahmebewilligung  nach  den  lauf­
bahnrechtlichen Vorschriften in das Beamtenver­
hältnis berufen werden, ist die Stellenzulage zu 
gewähren, wenn der erfolgreiche Abschluß einer hö­
heren  technischen  Lehranstalt  nachgewiesen  ist. 
Das gilt nicht, wenn während des Besuchs der höhe­
ren technischen Lehranstalt Dienstbezüge gezahlt 
wurden.

(3) Laufende Zuwendungen nach den §§ 2 und 3 
sind jederzeit widerruflich und nicht ruhegehalt­
fähig.

§ 7

Zulagen,  Dienst.au fwandsentschädigungen  und 
sonstige Zuwendungen, die nach dieser Verordnung 
nicht zulässig sind und Beamten der in § 1 genann­
ten Dienstherren bis zum Inkrafttreten dieser Ver­
ordnung gezahlt wurden, können nicht zurückgefor­
dert werden.

§ 8

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1960 in Kraft. 

München, den 11. April 1960

Bayerisches Staatsministeril.m des Innern

Goppel, Staatsminister

Verordnung

über die Erhebung von Benutzungsgebühren 
an den Akademien der bildenden Künste in 

München und Nürnberg

Vom 12. April 1960

Auf Grund der Art. 25 Abs 1 Ziff. 1 und 26 Abs. 2 
des Kostengesetzes vom 17 Dezember 1956 (BayBS 
III S. 442) und des § 1 Abs. 2 Buchst, a) der Ver­
waltungsordnung für Kosten und Geldstrafen in 
Bayern vom 25. April 1939 (BayBS III S. 457) er­
lassen die Bayerischen Staatsministerien für Unter­
richt und Kultus und der Finanzen folgende Ver- 
' Ordnung:

§ 1

Gebühren und Auslagen

(1) Für den Unterricht, die Benutzung der Biblio­
thek, der Werkstätten, Geräte und Werkzeuge wer­
den je Semester folgende Gebühren (Semestergebüh­
ren) erhoben:

1. von den Studierenden aller Klassen
a) für  ein Sommersemester...........................60 DM
b) für  ein Wintersemester...........................80 DM

2. von den Gastbesuchern der Werkstätten, des Akt­
zeichenunterrichts, der Vorlesungen und Übungen
a) für  ein. Sommersemester...........................25 DM
b) für  ein Wintersemester..................  35 DM

(2) Für die Abnahme der Aufnahmeprüfung wird
eine Gebühr von....................................................15 DM
erhoben.

Diese Gebühr wird auch dann erhoben, wenn die 
Aufnahmeprüfung wiederholt wird.

Tritt ein Prüfling vor Beginn dei Aufnahmeprü­
fung von der Prüfung zurück, wird die Hälfte der 
für die Abnahme der Aufnahmeprüfung vorgesehe­
nen Gebühr erhoben.
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(3) Neben den Gebühren werden Auslagen nicht 
erhoben.

§ 2

Fälligkeit

(1) Die Gebühren nach § 1 Abs. 1 sind am 1. Tag 
des Semesters fällig  und  müssen  innerhalb von 
4 Wochen nach Fälligkeit eingezahlt sein.

(2) Die Gebühr nach § 1 Abs. 2 ist vor Beginn der 
Prüfung zu entrichten.

§ 3

Stundung und Erstattung 

(1) Ansprüche auf Semestergebühren können in 
besonders begründeten Fällen auf Antrag für die 
Höchstdauer von sechs Wochen gestundet werden, 
wenn ein sicherer Anhalt dafür besteht, daß die 
geschuldete Gebühr nach Ablauf der Stundungsfrist 
entrichtet werden wird. Uber den Stundungsantrag, 
der spätestens am letzten Tag der in § 2 Abs. 1 fest­
gesetzten Einzahlungsfrist eingereicht sein muß, ent­
scheidet die Akademie. Die Stundungsfrist beginnt 
mit dem Ablauf der Einzahlungsfrist. Für die Er­
hebung von Stundungszinsen gilt die Anweisung für 
die Berechnung, Erhebung und Buchung von Zinsen 
(Anlage II der Vollzugsbestimmungen zur Reichs­
kassenordnung für die Kassen des Freistaates Bayern 
vom 22. März 1957, BayBSVFin II S. 50); werden 
Stundungszinsen erhoben, so gilt als Zinssatz der 
jeweilige Diskontsatz der Deutschen Bundesbank. 
Die Prüfungsgebühren können nicht gestundet wer­
den.

Verordnung

über die Aufhebung des Forstamtes Werneck 
sowie über sonstige Änderungen der gebiet- 
iichen Gliederung der Bayerischen Staats­

forstverwaltung

Vom 21. April 1960

Auf Grund § 1 der Verordnung über die Einrich­
tung der staatlicher Behörden vom 31. März 1954 
(BayBS I S. 37) erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
folgende Verordnung:

§ 1

Das Forstamt Werneck wird aufgehoben.

§ 2

Die bisher zum Amtsbezirk des Forstamtes Wern­
eck gehörenden Gemeinden werden folgenden Amts­
bezirken zugeteilt:

a)  dem Amtsbezirk des Forstamtes Arnstein

aus dem Landkreis Gerolzhofen die Gemeinden 

Astheim  Fahr  Oberelsenheim

Escherndorf  Köhler  Untereisenheim

aus dem Landkreis Karlstadt die Gemeinden

(2) Die Semestergebühren können von den Aka­
demien der bildenden Künste ausnahmsweise auf 
Antrag ganz oder teilweise erstattet werden, wenn 
Gebührenschuldner aus triftigen, von ihnen nicht zu 
vertretenden Gründen während des Semesters aus- 
scheiden. Die Höhe der zu erstattenden Gebühr be­
stimmt sich nach dem Verhältnis der Besuchszeit 
zur Dauer des Semesters; angefangene Monate wer­
den als volle Monate gerechnet.

Gänheim  Opferbaum  Schwebenried

Mühlhausen  Rieden

aus dem Landkreis Kitzingen die Gemeinden

Biebergau

Brück

Dipbach

Effeldorf

Euerfeld

Neusetz

Oberpleichfeld

Prosselsheim

Füssenheim

Schernau

Schnepfenbach

§ 4

Kostenverwaltung

Für die Behandlung der Gebühren gilt, soweit in 
dieser Verordnung nichts Abweichendes bestimmt 
ist, die Verwaltungsordnung für Kosten und Geld­
strafen in Bayern (KVerwO) vom 25. April 1939 
(BayBS III S. 457).

§ 5

Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. April 1960 in 
Kraft.

aus dem Landkreis Schweinfurt die Gemeinden

Eckartshausen

Eßleben

Ettleben

Hergolshausen

Rundeishausen

Schleerieth

Schnackenwerth

Schraudenbach

Schwanfeld

Stettbach

Theilheim

Vasbühl

Waigolshausen

Werneck

Wipfeld

Zeuzleben

aus dem Landkreis Würzburg die Gemeinde 

Bergtheim

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

1. Die Entschließung des Bayer. Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus vom 28. November 1953 
Nr. VII 90619

2. § 19 Abs. 1 und 2 und § 20 der Studiensatzung 
der Akademie der bildenden Künste in München 
vom 6. November 1957 Nr. VII 45 052 (KMB1. S. 622)

3. § 19 Abs. 1 und 2 und § 20 der Studiensatzung 
der Akademie der bildenden Künste in Nürnberg 
vom 31. März 1958 (KMB1. S. 130).

(3) Die in § 1 Abs. 1 festgesetzten Semestergebüh­
ren sind erstmals für das Sommersemester 1960 zu 
erheben.

München, den 12. April 1960

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

I. V. Dr. Fritz Staudinger, Staatssekretär

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen
Dr. h. c. Rudolf Eberhard, Staatsminister

b)  dem Amtsbezirk des Forstamtes Schweinfurt 

aus dem Landkreis Karlstadt die Gemeinden

Kaisten  Rütschenhausen

aus dem Landkreis Schweinfurt die Gemeinden

Bergrheinfeld

Brebersdorf

Egenhausen

Euerbach

Garstadt

Geldersheim

Hain

Holzhausen

Krönungen

Kützberg

Maibach

Niederwerrn

Obbach

Oberwerrn

Pfändhausen

Pfersdorf

Poppenhausen

Sömmersdorf

c)  dem Amtsbezirk des Forstamtes Rimpar 

aus dem Landkreis Würzburg die Gemeinde 

Kürnach

§ 3

An der gebietlichen Gliederung der Bayer. Staats­
forst Verwaltung treten außer in den Fällen des § 2 
noch folgende Änderungen ein:
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a)  O berforstdirektion  Augsburg

Forstam t K aufbeuren 

Es scheiden aus

wegen A ngliederung an das Forstam t M indelheim  

die Gem einden

D irlew an g   K ö n getried

H elchenried

ü n tereg g   (sow eit 

S taatsfo rstb esitz 

des  FA .  M indel­

heim )

wegen A ngliederung an das Forstam t O ttobeuren 

die Gem einden

E n g etried   L an n en b erg   W ineden  (ohne

G o tten au   M arkt R ettenbach  S taatsfo rstb esitz
des  FA .  K auf­

beuren)

Forstam t M indelheim

Es treten hinzu die seither dem Forstam t K auf­

beuren zugeteilten Gem einden

D irlew ang  K öngetried

H elchenried

U nteregg  (sow eit 

S taatsfo rst besitz 

des  FA .  M indel­

heim )

Forstam t O ttobeuren

Es  treten  hinzu  die seither  dem  Forstam t  K auf­

beuren zugeteilten Gem einden

E n g etried   L annenberg  W ineden  (ohne

G o tten au   M arkt R ettenbach  S taatsfo rstb esitz
des  FA .  K auf­

beuren)

b)  O berforstdirektion Regensburg 

Forstam t  Amberg

Es treten hinzu die seither dem Forstam t Pfreim d 

zugeteilten Gem einden

D ü rn srich t  H ögling  W olfring

Forstam t Etzericht

Es scheidet aus wegen A ngliederung an das Forst­

am t Schnaittenbach die Gem einde 

N eu d o rf bei L uhe

Es scheiden aus wegen A ngliederung an das Forst­

am t A schaffenburg-Süd

der Stadtkreis  Aschaffenburg  rechts der  Aschaff 

sowie die Gem einden

G lattbach  G oldbach  U n terafferb ach

Forstam t  A schaffenburg-Süd 

Es treten hinzu

der  Stadtkreis  Aschaffenburg  rechts  der  Aschaff 

(seither  beim  Forstam t  Aschaffenburg-Nord) 

sowie  die  seither  dem  Forstam t  Aschaffenburg- 

Nord zugeteilten Gem einden

G lattbach  G otdbach  U nterafferbach

Forstam t  Brückenau

Es  treten  hinzu  die  seither  dem  Forstam t  Neu­

w irtshaus zugeteilten Gem einden 

D etter  H eiligkreuz  W eißenbach

E ckarts-R upboden  R oßbach  Z eitlofs

sowie die gem eindefreien Forstbezirke 

D etter I  K älberberg  R oßbach

D etter  II  P fundsberg  R upboden

E ck artserh art

Forstam t  Ham m elburg

Es  treten  hinzu  die  seither  dem  Forstam t  A rn­

stein zugeteilten Gem einden 

G össenheim   A schfeld  H eßlar

H eßdorf  B uhler  H undsbach

H öllrich  E ußenheim   M ünster

K ersbach

Forstam t Heigenbrücken

Es scheidet aus wegen Zuteilung an das Forstam t 

Schöllkrippen

der  gem eindefreie  Forstbezirk  W iesen  (ohne 

Staatsforstbesitz  des  Forstam tes  Heigenbrücken)

Forstam t  N euw irtshaus

Forstam t Pfreim d

Es scheiden aus wegen A ngliederung an das Forst­

am t A m berg die Gem einden 

D ü rn srich t  H ögling  W olfring

Es scheiden aus wegen Zuteilung an das Forstam t 

Brückenau die Gemeinden

D etter  H eiligkreuz  W eißenbach

E ckarts-R upboden  R oßbach  Z eitlofs

Forstam t Schnaittenbach

Es tritt hinzu die seither dem Forstam t Etzenricht 

zugeteilte Gem einde

N eu d o rf bei L uhe

sowie die gem eindefreien Forstbezirke 

D etter I  K älb erb erg   R oßbach

D etter II  P fundsberg  R upboden

E ck artserh art

c)  O berforstdirektion W ürzburg

Forstam t A rnstein

Es scheiden aus wegen Angliederung an das Forst­

am t H am m elburg die Gem einden 

G össenheim   A schfeld  H eßlai

H eß d o rf  B ü h ler  H undsbach

H öllrich  E ußenheim   M ünster

K arsbach

Forstam t A schaffenburg-Nord

Es treten hinzu die seither dem Forstam t Schöll­

krippen zugeteilten Gem einden 

B reu n sb erg   K lein b lan k en b ach   N iedersteinbach

D axberg  K önigshofen  O m ersbach

D örnsteinbach  a.  K ahl  S chim born

F eld k ah l  K rom bach  W enighösbach

G ro ß b lan k en b ach   M ensengesaß

Forstam t  Schöllkrippen

Es tritt  hinzu  der seither  dem  Forstam t Heigen­

brücken zugeteilte

gem eindefreie  Forstbezirk  W iesen  (ohne  St.aats- 

forstbesitz des Forstam tes  Heigenbrücken)

Es scheiden aus wegen Zuteilung an das Forstam t 

A schaffenburg-Nord die Gem einden

B reu n sb erg

D axberg

D örnsteinbach

F eldkahl

G ro ß blankenbach

K leinblankenbach  N iedersteinbach

K önigshofen 

a.  K ahl 

K rom bach 

M ensengesäß

O m ersbach

S chim born

W enighösbach

§ 4

§  4  Buchst.  F  Ziff.  51  der  VO  vom  14.  Dezem­

ber  1956  über die behördliche  und  gebietliche  Glie­

derung der Bayer. Staatsforstverw altung (BayBS IV
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S. 490 ff) und die Anlage zu dieser Verordnung wer­
den entsprechend geändert.

§ 5

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1960 in Kraft.

München, den 21. April 1960

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Dr. Hundhammer, Staatsminister

V erordnung
über die Organisation des Gestütswesens, der 
Pferdezuchtinspektionen und der staatlichen 

Hufbeschlagschulen 

Vom 29. April I960

Auf Grund des Art. 77 Abs. 1 Satz 2 der Ver­
fassung des Freistaates Bayern und des § 1 Abs. 2 
der Verordnung über die Einrichtung staatlicher 
Behörden vom 31. März 1954 (BayBS I S. 37) wird 
angeordnet:

§ 1

Landshut ist Sitz eines Landgestütes. Dasselbe 
führt die Bezeichnung „Landgestüt Landshut“.

§ 2

In der Ortschaft Schwaiganger (Gemeinde Ohl- 
stadt, Landkreis  Garmisch)  besteht ein  Stamm­
gestüt. Dieses führt die Bezeichnung „Stammgestüt 
Schwaiganger“.

§ 3

(1) Pferdezuchtinspektionen bestehen in

München für den Regierungsbezirk Oberbayern, den 
Landkreis Friedberg und den Amtsgerichtsbezirk 
Neuburg a. D.;

Augsburg für den Regierungsbezirk Schwaben (ohne 
den Landkreis Friedberg und den Amtsgerichts­
bezirk Neuburg a. D.);

Landshut für die Regierungsbezirke Niederbayern 
und Oberpfalz;

Ansbach für die Regierungsbezirke Oberfranken, 
Mittelfranken und Unterfranken.

(2) Die Pierdezuchtinspektionen führen den Na­
men der Städte ihres Sitzes.

§ 4

Staatliche Hufbeschlagschulen bestehen in 

München für die Regierungsbezirke Oberbayern, 
Niederbayern und Oberpfalz,

Augsburg für den Regierungsbezirk Schwaben, 

Nürnberg für die Regierungsbezirke Oberfranken, 
Mittelfranken und Unterfranken.

§ 5

Diese Verordnung tritt am 1 Mai 1960 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Organi­
sation des Gestütswesens, der Pferdezuchtinspektio­
nen und der staatlichen Hufbeschlagschulen vom 
1. Dezember 1956 (BayBS IV S. 313) in der Fassung 
der  Änderungsverordnungen  vom  10.  Juni  1959 
(GVB1. S. 197) und vom 4. Februar 1960 (GVB1. S. 15) 
außer Kraft.

München, den 29. April 1960

Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten

Dr. Hundham in er, Staatsminister

Verordnung

zur Änderung der Verordnung zum Vollzug 
des Gesetzes über die Vereinheitlichung des 

Gesundheitswesens
Vom 4. Mai 1960

Auf Grund der §§ 1, 4 und 10 des Gesetzes über 
die Vereinheitlichung des Gesundheitswesens vom 
3. Juli 1934 (RGBl. I S. 531) erläßt das Bayer. Staats­
ministerium des Innern folgende Verordnung:

§ 1
Die Verordnung zum Vollzug des Gesetzes über 

die Vereinheitlichung des Gesundheitswesens vom 
17. Dezember 1956 (BayBS II S. 50) wird in der 
Anlage, Verzeichnis der Gesundheitsämter in Bayern, 
unter Buchstabe F, Regierungsbezirk Unterfranken, 
wie folgt geändert:

1. Bei dem Staatl. Gesundheitsamt Bad Neustadt 
a. d. Saale ist als Amtsbezirk zu setzen: 
„Landkreise  Bad  Neustadt  a.  d.  Saale  und 
Mellrichstadt“.

2. Bei dem Staatl. Gesundheitsamt Königshofen i. 
Grabfeld ist als Amtsbezirk zu setzen: 
„Landkreis Königshofen i. Grabfeld“ .

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1960 in Kraft. 

München, den 4. Mai 1960

Bayerisches Staatsministerium des Innern
Goppel, Staatsminister

Landesverortlniing
über das Verbot von Tanzveranstaltungen und 
anderen Vergnügungen in der Gemeinde Ober­
ammergau während der Passionsspiele 

Vom 13. Mai 1960

Auf Grund des Art. 21 Abs. 2 Ziff. 3 und des 
Art. 20 Abs. 4 Satz 2 des Landesstraf- und Verord­
nungsgesetzes vom 17. November 1956 (BayBS I 
S. 327) erläßt das Bayerische Staatsministerium des 
Innern folgende Verordnung:

§ 1
(1) Im Gebiet der Gemeinde Oberammergau sind 

während der Passionsspiele verboten:

1. öffentliche Tanzveranstaltungen,

2. andere  öffentliche  Veranstaltungen̂ in  denen 
Trachtentänze vorgeführt werden.

(2) Gemäß Art. 21 Abs. 5 des Landesstraf- und 
Verordnungsgesetzes sind auch geschlossene Tanz­
veranstaltungen  außerhalb  von  Privatwohnungen 
verboten.

§ 2
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig dem § 1 Abs. 1 

Ziff. 1 oder Abs. 2 zuwiderhandelt, wird nach Art. 21 
Abs. 6 des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes 
mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Deutsche 
Mark oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen bestraft.
(2) Wer vorsätzlich oder fahrlässig dem § 1 Abs. 1 

Ziff. 2 zuwiderhandelt, kann nach Art. 20 Abs. 6 
Ziff. 1 des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes 
mit Geldbuße bis zu eintausend Deutsche Mark be­
legt werden.

§ 3

Diese Verordnung tritt am 15. Mai 1960 in Kraft. 
Sie tritt am 30. September 1960 außer Kraft.

München, den 13. Mai 1960

Bayerisches Staatsministerium des Innern
Goppel, Staatsminister
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Änderung der Satzung 

der Bayerischen Ärzteversorgung 

Vom 7. Mai 1960

Auf Grund des Art. 9 Abs. II des Gesetzes über 
das öffentliche Versicherungswesen vom 7. Dezem­
ber 1933 (BayBS I S. 242) i.n der Fassung der Ände­
rung vom 29. Mai 1957 (GVB1. S. 105) wird die Sat­
zung der Bayerischen Ärzteversorgung vom 15. De­
zember 1956 (BayBS I S. 288) in der Fassung der 
Bekanntmachungen vom  16. Februar 1957 (GVB1. 
S. 47), vom 11. April 1958 (GVB1. S. 53) und vom 
5. September 1958 (GVB1. S. 272) mit Zustimmung 
des Landesausschusses und mit Genehmigung des 
Bayerischen Staatsministeriums des Innern  (Ent­
schließung vom 12. April 1960 Nr. I A 4—538—40/6) 
sowie mit fachaufsichtlicher Genehmigung des Baye­
rischen Staatsministeriums für Wirtschaft und Ver­
kehr  (Entschließung  vom  1. April  1960  Nr. 7910 
g—11/25 a—17367) mit Wirkung vom 1. Januar 1960 
wie folgt geändert:

1) § 4 Abs. III Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Die Satzung und ihre Änderungen sind im 
Bayer. Gesetz- und Verordnungsblatt zu ver­
öffentlichen.“

2) Dem § 6 Abs. I wird eine Ziffer 4 mit folgen­
dem Wortlaut angefügt:

4. „die Genehmigung freiwilliger Leistungen 
(§ 30 Abs. III und V)“.

3) Dem § 6 Abs. III wird eine Ziffer 4 mit folgen­
dem Wortlaut angefügt:

4. „der Mitwirkung bei der Überprüfung von 
Einkommensangaben (§ 16 Abs. II)“.

4) Dem § 16 Abs. II wird ein Satz 2 mit folgendem 
Wortlaut angefügt:

„Bei der Überprüfung von Einkommensan­
gaben der Mitglieder wirken der Landesaus­
schuß oder die von ihm aus seinen Mitglie­
dern eingesetzten Ausschüsse in Zweifelsfällen 
und grundsätzlich bei Jahresbeiträgen unter 
600,— DM mit“.

5) In § 24 Abs. I Ziffer 2 werden die Worte „jähr­
lich 18 vom Hundert“ durch die Worte „jähr­
lich zwanzig vom Hundert“ ersetzt.

6) In § 24 Abs. II Satz 1 wird nach Wort „Tritt“ 
eingefügt: „nach dem 1. Januar 1958“.

7) In § 24 Abs. II Satz 3 und 4  wird das Wort 
„Rente“ durch das Wort „Ruhegeld“ ersetzt.

8) § 30 erhält folgende Überschrift:

„Freiwillige Leistungen“.

9) § 30 Abs. III Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Ist der Unterhaltsbeitrag fünf Jahre gewährt 
worden, bedarf es zur weiteren Gewährung der 
Zustimmung des Landesausschusses oder eines

von ihm aus  seinen Mitgliedern eingesetzten 
Ausschusses, der sich aus zwei Ärzten, darunter 
einem angestellten Arzt, sowie einem Zahnarzt 
und einem Tierarzt zusammensetzt.“

10) Dem § 30 wird folgender Absatz V angefügt:

„Sofern sich in einzelnen Fällen aus den Vor­
schriften der §§ 24 Abs. II, 27 und 30 besondere 
Härten ergeben, kann die Anstalt mit Zustim­
mung des Lande.sausschusses oder eines von 
ihm aus seinen Mitgliedern eingesetzten Aus­
schusses (Abs. III) freiwillige, stets widerrufliche 
Leistungen gewähren."

11) In § 32 wird der Punkt am Schluß durch ein 
Komma ersetzt und folgender Nachsatz ange­
fügt:

„soweit nichts anderes bestimmt wird.“

12) In § 41 Abs. I werden die Worte „achtzehn vom 
Hundert“ durch die Worte „zwanzig vom Hun­
dert“ ersetzt.

13) § 47 erhält folgende Fassung:

„I. Soweit sich durch die Änderung des Zu­
schlages in § 24 Abs. I Ziff. 2 und des Ruhe­
geldsatzes in § 41 Abs. I von siebzehn auf 
achtzehn v. H. eine Erhöhung der am 31. De­
zember 1957 laufenden Versorgungsbezüge 
ergibt, beträgt diese mindestens beim Ruhe­
geld 120 DM, beim Witwengeld 72 DM und 
beim Waisengeld 60 DM jährlich.

II. Soweit sich durch die Änderung des Zu­
schlages in § 24 Abs. I Ziff. 2 und des Ruhe­
geldsatzes in § 41 Abs. I von achtzehn auf 
zwanzig v. H. eine Erhöhung der am 31. De­
zember 1959 laufenden Versorgungsbezüge 
ergibt, gilt das gleiche.“

München, den 7. Mai 1960

Bayerische Versicherungskammer

Rudolf Herr gen, Präsident

Hinweis

Vom 5. Mai 1960

Die Bekanntmachung des Bayer. Staatsministe­
riums der Finanzen zur Änderung und Ergänzung 
der Bekanntmachung über die Führung von Be­
standsverzeichnissen vom 3. Oktober 1955 (BayBS 
III S. 501) wurde durch Bekanntmachung vom 7. April 
1960 (StAnz. Nr. 16, FMB1. S. 281) geändert und 
ergänzt.

München, den 5. Mai 1960

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

I. A. Dr. Barbarino, Ministerialdirektor
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